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Änderungsantrag 

der Gruppe der PDS/Linke Liste 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.P. 

- Drucksachen 12/6633, 12/8165 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 

(Artikel 3, 20 a, 20 b, 28, 29, 72, 74, 75, 76, 77, 80, 87, 93, 1 18 a und 125a) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Gesetzentwurf mit dem vom Ausschuß beschlossenen Titel 
„Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Arti- 
kel 3, 20 a, 28, 29, 87 und 118a)'\ Anlage 1 zu Nummer 1 der 
Beschlußempfehlung - Drucksache 12/8165 -, wird wie folgt ge- 
ändert; 

1. Folgende Nummer 12a wird eingefügt: 

,12a. Artikel 116 wird wie folgt gefaßt: 

„Artikel 116 

(1) Bund und Länder sind verpflichtet, die Einheit 
Deutschlands mittels der Herstellung gleichwertiger 
sozialer und wirtschaftlicher Lebensyerhältnisse zwi- 
schen dem Beitritts gebiet und den alten Bundesländern 
zu vollenden. 

(2) Durch in allgemeinen, gleichen, unmittelbaren, 
geheimen und freien Wahlen gewählte Abgeordnete 
(Ostdeutsche Kammer) wirken die Bürgerinnen und Bür- 
ger im Beitrittsgebiet bei der Gesetzgebung des Bundes 
mit. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. 

(3) Beschlüsse des Deutschen Bundestages, die die 
Wahrung der Rechte zugunsten der Deutschen Demokra- 
tischen Republik nach Artikel 44 des Einigungsvertrages 
berühren oder weitere Angelegenheiten des Beitrittsge- 
bietes als Ganzes betreffen, bedürfen der Zustimmung 
der Ostdeutschen Kammer. Ein Einspruch kann nur mit 
einer Zweidrittelmehrheit der Mitglieder des Bundes- 
tages zurückgewiesen werden. 
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(4) Hinsichtlich der Rechte nach Artikel 44 des Eini- 
gungsvertrages und weiterer Angelegenheiten, die das 
Beitrittsgebiet als Ganzes betreffen, kann die Mehrheit 
der ostdeutschen Mitglieder des Bundesrates gegen Ent- 

‘ Scheidungen des Bundesrates Einspruch einlegen, die 
dieser nur mit einer Zweidrittelmehrheit seiner Mitgheder 
zurückweisen kann. 

(5) Hinsichtlich der Rechte nach Artikel 44 des Eini- 
gungsvertrages und weiterer Angelegenheiten, die das 
Beitrittsgebiet als Ganzes betreffen, haben die Bürgerin- 
nen und Bürger Ostdeutschlands das Recht, Entscheidun- 
gen des Bundes durch Volksentscheid außer Kraft zu 
setzen. Ein dem vorausgehendes Volksbegehren ist 
zustande gekommen, wenn mindestens 300 000 Stimmbe- 
rechtigte im Beitrittsgebiet dem Volksbegehren zuge- 
stimmt haben. 

(6) Dieser Artikel tritt dann außer Kraft, wenn die Ein- 
heit Deutschlands mittels der Herstellung gleichwertiger 
sozialer und wirtschaftlicher Lebensverhältnisse zwi- 
schen dem Beitrittsgebiet und den alten Bundesländern 
vollendet ist. Die Entscheidung hierüber erfolgt nach Arti- 
kel 120 Abs. 2."' 

2. Folgende Nummer 12b wird eingefügt: 

,12b. Nach Artikel 116 wird folgender Artikel 116 a eingefügt: 

„Artikel 116 a 

(1) Keine natürliche oder juristische Person darf unge- 
achtet ihrer Staatsbürgerschaft und ihres Aufenthalts, 
wegen ihrer politischen Haltung, die sie bis zum 3. Okto- 
ber 1990 zur Deutschen Demokratischen Republik bekun- 
det hat, oder wegen ihrer politischen oder gesellschaft- 
lichen Funktion in der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik durch irgendwelche allgemeinen oder besonderen 
Maßnahmen der öffentlichen Gewalt in ihren Rechten 
beeinträchtigt werden. 

(2) Keine strafrechtliche, disziplinarische oder sozial- 
rechtliche Maßnalime kann allein wegen der politischen 
Haltung der in Absatz 1 genannten Personen, die sie zur 
Deutschen Demokratischen Republik bekundet haben, 
getroffen werden. " ' 

Bonn, den 28. Juni 1994 

Dr, Gregor Gysi und Gruppe 
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